
Änderungsantrag zu A01:  

Antragstellende Personen: Joshy Marroquin, Simon Kaiser, Nathalie Flemming, Julian Klauder, 
Mikko Reitz, Aron Seifert, Jamil Kellou, Michael Weber, Aaron Finger 

 

Die Kreisversammlung des Kreis Verbands Region Hannover der Partei „Die Linke“ möge das 
Kommunalwahlprogramm um folgende Zeilen ergänzen oder folgende Zeilen streichen: 

Ergänzungen sind farblich hervorgehoben, durchgestrichenes soll gestrichen werden.  

Kapitel 1: 

Zeile 81: Wohnraum bedeutet Sicherheit, Familie, Nachbarschaft und soziale Stabilität. 
Wenn Investoreninteressen über unserem dem Gemein Wohl stehen, 

Zeile 89: Die Stadt gehört denen, die hier leben sollte uns allen gehören. 

 

Zeile 99: Mietendeckel, Leerstandsabgabe und ein Mietspiegel auf Basis von 
Bestandsmieten: Kommunen sollen die gesetzlichen Grundlagen dafür so weit wie 
möglich ausschöpfen, um gegen Kapitalmaximierung der Eigentümer*innen konsequent 
vorgehen und eine echte Entlastung zu erkämpfen. 

Zeile 106: um Verdrängung und Abzocke Ausbeutung entgegenzuwirken. 

Zeile 114: um Mieter*innen vor Missachtung der Mietpreisbremse und Ausbeutung zu 
schützen. 

Kapitel 2.5:  

Ersten Absatz streichen und ersetzen durch:  Flucht und Migration sind keine Zufälle, 
sondern Folge globaler Ungleichheit, wirtschaftlicher Ausbeutung, Klimakrise und Krieg. 
Auch europäische und deutsche Politik tragen dazu bei. Diese Verantwortung muss 
anerkannt werden – auch auf kommunaler Ebene. Die Region Hannover soll  ein 
„Sicherer Hafen“ werden. Wir begreifen Zuwanderung als Chance, wobei wir das 
Narrativ von „nützlichen“ Migrant*innen entschieden ablehnen. Integration gelingt 
dann, wenn Menschen angstfrei und gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben 
teilnehmen können. Wir setzen uns für einen Schutzraum ein, der vor Ausbeutung 
bewahrt und echte Perspektiven durch Bildung und Arbeit schafft – vom ersten Tag an. 

Kapitel 3.1: 

Zeile 353: Ergänzen: Mittelfristig sollen alle Kliniken in öffentliche Hand, um eine gute 
Versorgung und Bezahlung zu gewährleisten. 

Zeile 357: Ergänzen: Schluss mit Outsourcing: Alle Arbeiter*innen, die in einer Klinik 
tätig sind, sollen auch direkt von ihr angestellt werden. 



Kapitel 4 :  

Zeile 405: In der Region Hannover sollen alle Menschen durch Bildung die besten 
Chancen erhalten, ihr Leben selbstbestimmt zu führen und die Gesellschaft 
demokratisch mitzugestalten sich am Aufbau einer solidarischen Gesellschaft 
beteiligen zu können. 

Kapitel 5.1 

Zeile 493: Ergänzen: Wir setzen uns für ein Recht auf politischen Streik und 
Generalstreik ein. 

Kapitel 8.3: 

Soziale Gerechtigkeit, Frieden und Antifaschismus gehören zusammen. Deshalb ist es 
notwendig, antifaschistische Strukturen in Hannover zu unterstützen. Eine solidarische 
Gesellschaft entsteht dort, wo Menschen sich organisieren, ihre Interessen gemeinsam vertreten 
und füreinander einstehen. Gewerkschaften und Betriebsräte sind zentrale Orte dieser 
Solidarität. Wir stärken ihre Arbeit und stellen uns rechter Einflussnahme in Betrieben entgegen. 
Deshalb ist es notwendig, antifaschistische Strukturen in Hannover zu unterstützen.  Gleichzeitig 
endet unsere Politik nicht an den Grenzen der Region Hannover. Globale Ausbeutung, Kriege und 
Klimazerstörung treffen vor allem Gebiete im Globalen Süden doch Ursache und Profiteure sind 
vor allem Länder des Globalen Nordens, wie Deutschland. Als Teil einer globalisierten Welt 
tragen auch Kommunen Verantwortung für internationale Gerechtigkeit. 

Unsere Forderungen: 

• Antifaschistische, migrantische, queere und feministische Initiativen sowie andere 
zivilgesellschaftliche Projekte stärker finanziell fördern. 

• Aufbau solidarischer Netzwerke zwischen Kommunen, die sich gegen Militarisierung, 
soziale Spaltung und ökologische Zerstörung stellen. 

• Solidarität mit allen zeigen, die sich rechten Bedrohungen entgegenstellen. 
• Antifaschistische Bündnisse wie „Widersetzen“ aktiv unterstützen. 
• Städtepartnerschaften aktiv nutzen: Für Frieden, Klimagerechtigkeit und soziale 

Entwicklung – insbesondere mit Regionen im Globalen Süden. 
• Unterstützung internationaler zivilgesellschaftlicher Bewegungen für soziale 

Gerechtigkeit, Arbeitsrechte und Klimaschutz. 
• Internationale Beziehungen der Region Hannover konsequent an Menschenrechten, 

Völkerrecht und sozialer Gerechtigkeit ausrichten. 

 


